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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine 
Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, Katharina 
Schulze, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Claudia Stamm und Frak-
tion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Expertinnen- und Expertenanhörung Bildungsangebote für 
Flüchtlinge und Asylbewerberinnen bzw. -bewerber 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Ausschuss für Bildung und Kultus führt im ersten Quartal 2015 
zum Thema „Zukunft der Bildungsangebote von schul- und berufs-
schulpflichtigen Flüchtlingen und Asylbewerberinnen bzw. -bewerbern 
in Bayern“ eine Anhörung durch, in der Expertinnen und Experten aus 
der Schulpraxis, der Schulverwaltung und der kommunalen Ebene 
(Sachaufwandsträger) angehört werden. 

 

 

Begründung: 

Die Aufnahme und Integration von Flüchtlingen und Asylbewerberin-
nen bzw. -bewerbern wird uns nicht nur in den kommenden Monaten 
beschäftigen, sondern stellt für Bayern in den kommenden Jahren 
eine große Aufgabe dar. Die Vielzahl der Herausforderungen (etwa 
fehlende Deutschkenntnisse, psychische Belastungen, die schwierige 
soziale Situation der Schülerinnen und Schüler) und die nicht ausrei-
chenden Möglichkeiten, diesen angemessen zu begegnen (z.B. feh-
lende Qualifikation in Deutsch als Zweitsprache, fehlendes Unter-
richtsmaterial oder zu wenig Anrechnungsstunden) haben zur Folge, 
dass die Schulen vollkommen überfordert sind. Dies führt dazu, dass 
die Schulen dem Bildungsauftrag nicht in vollem Umfang gerecht wer-
den können und die betroffenen Lehrerinnen und Lehrer überfordert 
werden. Deshalb ist es dringend nötig, sich politisch weiter intensiv 
mit diesem komplexen Thema näher zu beschäftigen und ein umfas-
sendes Bild zum Teilaspekt „Bildungsangebote für Flüchtlinge und 
Asylbewerberinnen bzw. -bewerber“ zu bekommen. Ergänzend zum 
Bericht am 4. Dezember 2014 seitens der Staatsregierung soll des-
halb eine Anhörung durchgeführt werden und in diesem Rahmen vor 
allem die Akteurinnen und Akteure in diesem Bereich angehört wer-
den. Dies soll einen Aufschluss über die Situation vor Ort geben.  

 


